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Ignoranzformeln und
Sch�nf�rberei
provozieren Protest

D ie Tarifrunde 2008 f�r den �ffentlichen Dienst ist zu Ende.
Die Besch�ftigten in den Krankenh�usern erhalten – wie

schon zuvor die Mitglieder des Deutschen Bundestages – kr�ftige
Lohnerh�hungen. Sie nehmen am Aufschwung teil. Das Problem
ist nur, dass bei den Krankenh�usern der Aufschwung nicht statt-
findet.

Als grobe Orientierung sind es 8 Prozent im Zweijahreszeitraum

2008/2009. Da der Abschluss im �ffentlichen Dienst Pilotfunktion

f�r die �brigen Tr�gergruppen haben d�rfte, ist branchenweit von

Vereinbarungen in �hnlicher H�he auszugehen. So erfreulich das

f�r die Besch�ftigten in den Krankenh�usern ist, f�r die Tr�ger sind

die finanziellen Lasten unter den gegebenen Finanzierungsbedin-

gungen schlichtweg nicht darstellbar. Auf alle Krankenh�user �ber-

tragen, l�st die Tarifrunde 2008/2009 einen Personalkostenschub

von 4,2 Mrd.E bis Ende 2009 aus. Hinzu kommt der unaufhaltsame

Preisanstieg bei den Sachkosten von j�hrlich 5 Prozent, was wie-

derum Mehrkosten von 3,8 Mrd. E bis Ende 2009 zur Folge hat.

Dem stehen ein durch die Grundlohnrate gedeckelter Verg�tungs-

zuwachs von 0,64 Prozent minus 0,5 Prozent Sanierungsbeitrag in

2008 und voraussichtlich eine Grundlohnrate von 1,05 Prozent in

2009 gegen�ber. 8 Mrd. E Kostenzuwachs versus 1 Mrd. E Verg�-

tungszuwachs! Das ist die Perspektive der Krankenh�user f�r das

laufende und das kommende Jahr. Und das vor dem Hintergrund

von mehr als 1 Mrd. E nicht gedeckter Kosten aus dem letzten Jahr.

Eine aussichtslose Lage baut sich auf – eine regelrechte Finanzie-

rungskatastrophe.

Die Tr�ger der Krankenh�user und die Arbeitnehmervertretun-
gen auf allen Ebenen – Bund, Land und vor Ort in den Kranken-
h�usern – sind fest entschlossen, anzutreten. Die Bedingungen
f�r die Finanzierung der Krankenh�user m�ssen ge�ndert wer-
den. Die unabwendbaren Kosten m�ssen refinanzierbar sein.

Szenenwechsel. Die Parlamentarische Staatssekret�rin im Bun-

desgesundheitsministerium, Marion Caspers-Merk, hat Anfang

April an alle Mitglieder der Koalitionsfraktionen einen Brief ge-

schrieben und die Finanzierungssorgen der Krankenh�user als

�berzogen dargestellt. Begr�ndet wird dies mit der 2006 leicht ge-

sunkenen Zahl der Krankenh�user mit Verlusten. Außerdem g�be

es gen�gend Wirtschaftlichkeitsreserven in den Krankenh�usern.

Man m�sse sich zwecks Hebung nur an McKinsey und Porsche wen-

den. „Lean-Produktion“ und andere Weisheiten aus der Rationalisie-

rungs-Mottenkiste werden den Krankenh�usern nahegelegt. Nie-

mand in den Krankenh�usern bestreitet, dass die Erschließung von

Wirtschaftlichkeitsreserven ein kontinuierlicher Prozess ist. Aber

selbst die Experten von McKinsey sagen l�ngst, dass Wirtschaftlich-

keitsreserven in Milliardenh�he nicht mehr vorhanden sind. Die

Krankenh�user erschließen seit Jahren Reserven. Zahllose Kranken-

hausabteilungen wurden neu strukturiert, Kliniken fusioniert, viele

Kooperationen geschlossen und Verb�nde geschmiedet, aber auch

90 000 Arbeitspl�tze wurden dabei abgebaut. Wie viele sollen es

noch sein?

Genau das fragen sich auch viele Krankenh�user und deren
Mitarbeitervertretungen. In Niedersachsen haben fast alle Kran-
kenh�user Geld zusammengelegt und einen Hilferuf an die �f-
fentlichkeit per Zeitungsanzeige abgesetzt. Das d�rfte nur der An-
fang sein. �berall in den Krankenh�usern, bei den Tr�gerverb�n-
den und den Arbeitnehmervertretungen, wird �ber Kampagnen
gegen die unzureichenden Finanzierungsbedingungen nachge-
dacht. Die Entschlossenheit ist groß. Ignoranzformeln und Sch�n-
rederei provozieren zus�tzlichen Protest. Dem m�ssen die nack-
ten Tatsachen entgegengehalten werden. Zur Not auch durch
Großdemonstrationen in Berlin.

Was 2009 refinanziert werden soll, muss in den Einheits-Kran-
kenversicherungsbeitrag f�r 2009 aufgenommen werden. Was
hier nicht ber�cksichtigt wird, kann auch nicht bezahlt werden.
Was im bisherigen System der gegliederten Krankenversicherung
in der dezentralen Verantwortung der einzelnen Krankenkassen
und ihren Selbstverwaltungen lag, ist von nun an die Aufgabe der
Regierung. Sie ist damit der Adressat f�r alles, was finanziert wer-
den muss und verantwortlich, wenn es nicht finanziert wird. Den
1 Million Besch�ftigten der Krankenh�user und den vielen Millio-
nen Patienten und deren Angeh�rigen wird es im Wahljahr 2009
leicht gemacht, zu beurteilen, wer verantwortlich ist, wenn zu we-
nig Geld f�r die Gesundheitsversorgung bereitgestellt wird.

5.2008
das

Krankenhaus

441


